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Zur Auslegung von Stiftungserklärungen
EVA BAUMGARTNER*

Der vorliegende Beitrag widmet sich der Interpretation von Stiftungserklärungen und erörtert, welche
Auslegungsmethode sachgerecht erscheint und ob sich die Grundsätze der objektiven Auslegung von
Satzungen und Gesellschaftsverträgen ohne Weiteres auf Stiftungserklärungen übertragen lassen.1

*1I. Einleitung

Verträge und einseitige Willenserklärungen sind nach §§ 914 ff
ABGB auszulegen,2 Gesetze nach §§ 6 und 7 ABGB.3 Wenn
Verträge oder einseitige Willenserklärungen drittbedeutsam
werden, also an eine breite Öffentlichkeit gerichtet sind und
somit gesetzesähnliche Wirkung erlangen, ist die Frage ihrer
Auslegung besonders relevant, da die Absicht der vertrag-
schließenden Parteien bzw des Erklärenden solchen Dritten,
seien es neue Gesellschafter, Gläubiger oder sonstige Stake-
holder, regelmäßig nicht (mehr) erkennbar und für sie nicht
eruierbar ist. Das Problem existiert nicht nur bei der Aus-
legung von Gesellschaftsverträgen, sondern auch bei jener
von Vereinsstatuten,4 Kollektivverträgen und Betriebsverein-
barungen,5 Versicherungsbedingungen,6 ÖNORMEN7 und
auch bei der Interpretation von Stiftungserklärungen. Diesen
ist der folgende Beitrag gewidmet.

Ob der Unterschied zwischen der Vertragsauslegung nach
§§ 914 ff ABGB und der Gesetzesauslegung nach §§ 6 und 7
ABGB so groß ist, wird von manchen infrage gestellt.8 Eck-
pfeiler der Auslegung nach §§ 914 ff ABGB ist die Erfor-
schung der Parteienabsicht, welche dem Vertragsschluss
zugrunde liegt. Diese erfolgt nach der hL zunächst durch die
einfache Auslegung im Wege der Wortauslegung gemessen
am Empfängerhorizont (Vertrauenstheorie)9 und nicht am
rein subjektiven Willen der handelnden Personen (Willens-

theorie).10 Treten von den Parteien ungeregelte Probleme auf,
wird die Vertragslücke durch ergänzende Vertragsauslegung
unter Bedachtnahme des hypothetischen Parteiwillens, der
Übung des redlichen Verkehrs, des Grundsatzes von Treu und
Glauben sowie der Verkehrsauffassung geschlossen, „wie es
der Gesamtregelung des Vertrages gemessen an der Parteien-
absicht am besten entspricht.“.11 Zwischen diesen Aspekten soll
keine feste Rangfolge bestehen.12

Ein wesentlicher Unterschied zwischen den beiden Aus-
legungsmethoden liegt in der Erforschung des subjektiven
Willens des Normsetzers anlässlich der Erschaffung der Norm.
Sind es bei Auslegung von Gesetzen die Materialien des
Gesetzgebers, so können bei der Auslegung von Verträgen
subjektive Äußerungen der vertragschließenden Parteien im
Zuge eines Beweisverfahrens ausschlaggebend sein.

Im Bereich der teleologischen Auslegung von Gesetzen
und der ergänzenden Auslegung von Verträgen nähern sich
die beiden Auslegungsmethoden aneinander an: Bei der Fül-
lung einer Gesetzeslücke wird vom Interpreten eine relevante
Zweckhypothese, die vernünftigerweise mit der größten
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist,13 unterstellt und die
Gesetzeslücke geschlossen, wobei auf „ähnliche, in den Geset-
zen bestimmt entschiedene Fälle“ (§ 7 Satz 1 ABGB) Bedacht
zu nehmen ist.14 Bei der ergänzenden Vertragsauslegung wird
gefragt, was vernünftige Parteien für die Lösung der unge-
regelten Situation, also die Vertragslücke, vereinbart hätten.
Gemeinsam ist beiden methodischen Ansätzen, dass die Norm-
setzer bei Schaffung der Norm nicht an den zu lösenden Fall
gedacht haben.

Welche Auslegungsmethode für Stiftungserklärungen
sachgerecht erscheint und ob sich die Grundsätze der objek-
tiven Auslegung von Satzungen und Gesellschaftsverträgen
ohne Weiteres auf Stiftungserklärungen übertragen lassen, ist
Gegenstand des folgenden Beitrags.

II. Auslegungsgrundsätze für Gesellschaftsverträge 
und Satzungen

Korporative Bestandteile von Satzungen und Gesellschafts-
verträgen sind nach stRspr nach dem Wortlaut und Zweck in

* Dr. Eva Baumgartner, MBA (Toronto), GEMBA (HSG) ist Rechtsanwältin in Wien.
1 Dieser Beitrag wurde im Anschluss an einen Vortrag zum Thema „Auslegung von

Stiftungserklärungen“ auf dem Seminar des Instituts für Unternehmensrecht der
Wirtschaftsuniversität Wien in Retz am 17.3.2022 verfasst.

2 Vonkilch in Klang, ABGB3, § 914 Rz 1 und 72; P. Bydlinski in Koziol/Bydlinski/Bollenberger,
ABGB6 (2020) § 914 Rz 1; Rummel in Rummel/Lukas, ABGB4, § 914 Rz 1 f.

3 Zum Umfang der Bindung bei der Gesetzesauslegung nach §§ 6 und 7 ABGB siehe
Kerschner, Juristische Methodenlehre (2022) 18, der sich für eine strenge Bindung
an §§ 6 und 7 ABGB ausspricht, wohingegen Kodek (Richterliche Rechtsfortbildung –
Möglichkeiten und Grenzen, in U. Torggler, Richterliche Rechtsfortbildung und ihre
Grenzen [2019] 1 [7 f]) in den zitierten Bestimmungen nur grundsätzliche Anwei-
sungen für die Auslegung erblickt.

4 Vereinsstatuten sind nach der Rspr nicht nach § 914 ABGB, sondern nach §§ 6 und
7 ABGB auszulegen; siehe dazu RIS-Justiz RS0008813; zuletzt explizit OGH
27.2.2019, 6 Ob 168/18a; aA (für Auslegung nach § 914 ABGB) Kolmasch in Schwi-
mann/Kodek, ABGB5, § 914 Rz 2.

5 Nach der hL sollen diese differenziert ausgelegt werden: der normative Teil nach
§§ 6 und 7 ABGB, der schuldrechtliche Teil nach § 914 ABGB; siehe Kolmasch in
Schwimann/Kodek, ABGB5, § 914 Rz 9; Vonkilch in Klang, ABGB3, § 914 Rz 79;
Rummel in Rummel/Lukas, ABGB4, § 914 Rz 4; Pačić, Die Auslegung des norma-
tiven Teils von Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen, ZAS 2010, 300.

6 Kolmasch in Schwimann/Kodek, ABGB5, § 914 Rz 5, wonach Versicherungsbedin-
gungen nach §§ 914 und 915 ABGB und Unklarheiten zulasten des Versicherers
auszulegen sind; siehe auch P. Barth/Dokalik/Potyka, ABGB27 (2022) § 914, S 660
(unter Verweis auf RIS-Justiz RS0050063); ebenfalls Jabornegg, Auslegung der Sat-
zung von Kapitalgesellschaften (AG und GmbH), in Artmann/Rüffler/U. Torggler,
Die Verbandsverfassung (2013) 1 (4).

7 ÖNORMEN sollen objektiv unter Beschränkung auf den Wortlaut auszulegen sein,
wobei es darauf ankommt, wie der Adressatenkreis sie im Schnitt versteht; siehe
Kolmasch in Schwimann/Kodek, ABGB5, § 914 Rz 7; P. Barth/Dokalik/Potyka, ABGB27,
§ 914, S 660 (unter Verweis auf RIS-Justiz RS0122959).

8 Siehe etwa Vonkilch in Klang, ABGB3, § 914 Rz 9, der zwischen Vertrags- und
Gesetzesauslegung keinen schroffen Gegensatz erblickt; weiters bereits Mayer-Maly,
Auslegen und Verstehen, JBl 1969, 413.

9 Rummel in Rummel/Lukas, ABGB4, § 914 Rz 7 ff; P. Barth/Dokalik/Potyka, ABGB27,
§ 914, S 659.

10 P. Barth/Dokalik/Potyka, ABGB27, § 914, S 659.
11 RIS-Justiz RS0017832; P. Barth/Dokalik/Potyka, ABGB27, § 914, S 659; Rummel in

Rummel/Lukas, ABGB4, § 914 Rz 7 ff; kritisch Vonkilch in Klang, ABGB3, § 914
Rz 94 f, der darauf aufmerksam macht, dass die Klassifikation von „einfacher“ und
„ergänzender“ Vertragsauslegung dem positiven Recht fremd und unter Umständen
nicht zweckmäßig ist und zu Unklarheiten führen kann.

12 RIS-Justiz RS0017832.
13 F. Bydlinski/P. Bydlinski, Grundzüge der juristischen Methodenlehre3 (2018) 44.
14 Kerschner/Kehrer in Klang, ABGB3, §§ 6, 7 Rz 55 ff, die explizit darauf hinweisen, dass es

um Vernunft und Plan des Gesetzgebers und nicht des Interpreten geht.

gesrz_2023_h01.fm  Seite 17  Montag, 27. Februar 2023  1:17 13



18 1/2023

Privatstiftungen

ihrem systematischen Zusammenhang objektiv (normativ)
auszulegen.15

Diese objektive Auslegungsmethode zur Auslegung von
Gesellschaftsverträgen und Satzungen orientiert sich an fol-
genden Grundsätzen:16

 Als korporativ qualifiziert der OGH alle Regelungen, die
nicht nur für derzeitige, sondern auch für künftige Gesell-
schafter und Dritte von Bedeutung sind, somit den Kom-
plex der Gesellschaftsorganisation als Verbandsverfassung
(zB Regelungen zu Aufgriffsrechten, zur Gewinnverwen-
dung, zum Stimmgewicht oder zur Bestellung bzw Ent-
sendung von Organmitgliedern).17 (Nur) solche im mate-
riellen Sinn zu qualifizierende korporative Regelungen
des Gesellschaftsvertrages sind nicht nach Maßgabe der
§§ 914 ff ABGB, sondern nach deren Wortlaut und
Zweck in ihrem systematischen Zusammenhang objektiv
(normativ) auszulegen.

 Demnach ist die Absicht der Gründungsgesellschafter
oder der Gesellschafter, welche die Satzungsänderung
beschlossen haben, bei Auslegung solcher materiellen
Satzungsbestimmungen nicht zu beachten, außer die Par-
teienabsicht lässt sich objektiv aus der Satzung oder dem
Gesellschaftsvertrag ermitteln.18

 Hierfür spricht laut OGH neben dem weithin gebilligten
Grundsatz der einheitlichen Auslegung des Gesellschafts-
vertrages19 auch, dass das Gesetz durch die Anordnung
der Firmenbuchpublizität der Satzung zu erkennen gibt,
dass es notwendigerweise in die Satzung aufzunehmende
Bestimmungen als grundsätzlich drittbedeutsam gewür-
digt wissen will.20

 Von der objektiven Auslegung ausgenommen sind Vor-
schriften formeller Natur, die auch außerhalb der Satzung
vereinbart werden können und nur die Beteiligten bin-
den.21 Weiters hat der OGH in der jüngst ergangenen Ent-
scheidung vom 18.2.2021, 6 Ob 155/20t,22 obiter festge-
halten, dass die Berufung auf die objektive Auslegung
treuwidrig und rechtsmissbräuchlich sein kann und
somit das erzielte objektive Auslegungsergebnis unter
bestimmten Umständen einem abweichenden Verständ-
nis der Gesellschafter zu weichen hat.23

Nach der neueren Rspr ist auch der Gesellschaftsvertrag einer
Personengesellschaft jedenfalls nach Hinzutreten eines neuen
Gesellschafters objektiv auszulegen, weil dem neu hinzu-
tretenden Gesellschafter nur die Erklärungstatbestände, auf
denen die Gesellschaft beruht, als Vertrauensgrundlage zur
Verfügung stehen.24 GmbH-Gesellschaftsverträge sind nach

der Judikatur des OGH ab initio, also unabhängig vom Hin-
zutreten eines neuen Gesellschafters, objektiv auszulegen.25

Jabornegg hält schon in seinem 2013 publizierten Beitrag26

zutreffend fest, dass es sich bei dieser vom OGH definierten
Auslegungsmethode um eine Methode sui generis handelt, da
sie weder auf §§ 914 ff ABGB basiert noch mit den Grundsät-
zen der Gesetzesauslegung iSd §§ 6 und 7 ABGB in Einklang
zu bringen ist. Nach den Grundsätzen der §§ 6 und 7 ABGB
erfolgt die Auslegung nach dem altbekannten Interpretations-
kanon der Wortauslegung, der systematischen Auslegung, der
historischen Auslegung und der Auslegung nach dem Zweck
der Bestimmung (teleologische Auslegung). Die vom OGH
entwickelte Auslegungsmethode nimmt zwar Bezug auf die
zur Gesetzesauslegung bekannten Grundsätze, lässt aber die
historische Auslegung (die Bezugnahme auf den Willen des
historischen Gesetzgebers, im Falle von Satzungen oder
Gesellschaftsverträgen also des Satzungsverfassers) außer
Acht.27 Es bleibt somit ein von Jabornegg als „Torso“ bezeich-
netes Auslegungskonzept übrig, für das es keine rechtliche
Grundlage gibt.

Obwohl der OGH den Grundsatz der einheitlichen Sat-
zungsauslegung postuliert, lässt er die Bedachtnahme auf
objektiv-teleologische Gesichtspunkte28 zu. Gerade die teleo-
logische Auslegung, welche sich am Zweck der jeweiligen
Bestimmung aus heutigem Wertungshorizont orientiert, öff-
net jedoch Tür und Tor, Zweckhypothesen der jeweils von der
Auslegungsfrage betroffenen Personen unterschiedlich zu
gestalten,29 sodass gerade das vom OGH gewünschte Ziel (die
einheitliche Auslegung) nicht erreicht wird.30

Als weiteres (sicher gewichtiges) Argument für die objek-
tive Auslegung von Gesellschaftsverträgen und Satzungen ab
initio gilt, dass durch eine Änderung von subjektiver zu ob-
jektiver Auslegung im Ergebnis eine Änderung der Satzung
oder des Gesellschaftsvertrages ohne Einhaltung der Form-
vorschriften herbeigeführt werden könnte.31

III. Auslegungsgrundsätze für Stiftungserklärungen

Das PSG enthält keine Bestimmungen zur Auslegung von
Stiftungserklärungen. In der Literatur zum Stiftungsrecht
wurde der Begriff des „vermögensrechtlichen Teils der Stiftungs-
erklärung“,32 welcher im Gegensatz zum „organisationsrecht-
lichen (korporativen) Teil der Stiftungserklärung“ steht,33 ge-
prägt.

Der Begriff des „vermögensrechtlichen Teils der Stiftungs-
erklärung“ wurde bislang in der Rspr – soweit ersichtlich –
nicht explizit aufgegriffen (sie spricht nur von „nicht korpora-
tiven Regelungen“); er findet sich nur in der Literatur. Unter
dem vermögensrechtlichen Teil der Stiftungserklärung wird

15 OGH 25.11.1997, 1 Ob 61/97w; RIS-Justiz RS0080291; RS0108891.
16 Siehe etwa Jabornegg, Auslegung, 1 f (zu OGH 13.10.2011, 6 Ob 202/10i); Koppen-

steiner, Zur Auslegung von Gesellschaftsverträgen und Satzungen, GesRZ 2022, 117
(118 ff).

17 Kraus, Keine Berufung auf die objektive Auslegung des Gesellschaftsvertrags!? JBl
2022, 341; Koppensteiner, GesRZ 2022, 118.

18 Siehe etwa Jabornegg, Auslegung, 1 f (zu OGH 13.10.2011, 6 Ob 202/10i).
19 Koppensteiner, GesRZ 2022, 120, wonach dieses Argument nichts tauge, da es erst

einmal begründet werden müsse; ebenso in diese Richtung John, Zur Auslegung
von Satzung, Gesellschaftsvertrag und Wechsel: Inkonsistenzen und Inkohärenzen
– ein Vergleich, WBl 2017, 365 (372), der im Grundsatz der einheitlichen Aus-
legung eine petitio principii erblickt.

20 Jabornegg, Auslegung, 2; Koppensteiner, GesRZ 2022, 120.
21 Koppensteiner, GesRZ 2022, 118.
22 Siehe dazu Kraus, JBl 2022, 341.
23 Kraus, JBl 2022, 342 f.
24 OGH 23.6.2021, 6 Ob 90/21k, Pkt 2.2.; 19.12.2019, 6 Ob 145/19w, Pkt 3.; siehe auch

Koppensteiner, GesRZ 2022, 117 ff.

25 OGH 23.5.2019, 6 Ob 57/19d, wobei dies in der Literatur kontroversiell diskutiert
wird; siehe Koppensteiner, GesRZ 2022, 120 ff.

26 Jabornegg, Auslegung, 2 f.
27 Siehe auch John, WBl 2017, 369 f.
28 Jabornegg, Auslegung, 2 f.
29 Treffend Rebhahn in Klang, ABGB3, Nach §§ 6, 7 Rz 78: „Bei der Auslegung nach

dem Normzweck geht es im Privatecht um die Bewertung und Hierarchisierung der
Interessen der beteiligten Privaten.“

30 Jabornegg, Auslegung, 5.
31 Koppensteiner, GesRZ 2022, 122.
32 M. C. Huber in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG (1995) § 9 Rz 2.
33 N. Arnold, PSG4 (2022) § 9 Rz 31 f; kritisch zu dieser Unterscheidung Ch. Nowotny,

Stifterwille und Auslegung von Stiftungsdokumenten, RdW 2004, 66; Kalss in
Kalss/Nowotny/Schauer, Österreichisches Gesellschaftsrecht2 (2017) Rz 7/23.
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das Verhältnis zwischen Stifter und Stiftung verstanden.34

Welche Bereiche der Rechtsbeziehung zwischen Stifter und
Stiftung hiervon umfasst sind, ist unklar. Für den vermögens-
rechtlichen Teil soll bei Auslegung der Stiftungserklärung
dem Stifterwillen Vorrang eingeräumt werden, sodass selbst
bei abweichendem Wortlaut der Stiftungserklärung der Stif-
terwille maßgeblich ist.35 Einhelligkeit besteht darüber, dass
für vermögensrechtliche Teile der Stiftungserklärung § 915
ABGB anwendbar ist, wonach sich der Stifter im Zweifel die
geringere Last auferlegen wollte.36 Der OGH entschied, dass
der Umfang der zwischen mehreren Stiftern bestehenden
Treuepflichten als nicht korporative Regelung angesehen
wird, sodass er nach dem Stifterwillen auszulegen ist.37

Unter dem organisationsrechtlichen (korporativen) Teil
der Stiftungserklärung wird jener Teil verstanden, welcher die
Stiftungsorganisation im materiellen Sinn betrifft.38 Nach
stRspr gelten die Grundsätze über die Auslegung von korpo-
rativen Satzungsbestimmungen auch für die Auslegung von
korporativen Bestimmungen in Stiftungserklärungen. Sie
sind daher objektiv (nach Maßgabe der §§ 6 und 7 ABGB und
nicht nach §§ 914 ff ABGB) auszulegen.39

Schon in der älteren Judikatur und Literatur wurde fest-
gehalten, dass die Wortinterpretation für Regelungen, welche
infolge ihrer Außenwirkung Interessen Dritter betreffen, vor
dem Stifterwillen den Vorrang genießt.40 Csoklich nennt als
solche betroffene Dritte etwa Gläubiger und Destinatäre der
Stiftung, welchen ein klagbarer Anspruch auf Zuwendungen
zusteht.41 Der organisationsrechtliche Teil der Stiftungserklä-
rung soll sich auf allgemein zugängliche Unterlagen der Stif-
tung stützen;42 wenn der Wille des Stifters dem Wortlaut der
Stiftungsurkunde widerspricht, so soll schon nach älterer An-
sicht der Wortlaut und nicht der Stifterwille ausschlaggebend
sein.43

Der OGH hat als korporative Bestandteile der Stiftungs-
erklärung etwa Bestimmungen über das Änderungs- und
Widerrufsrecht,44 die Zuständigkeit zur Bestellung der Mit-
glieder des Stiftungsvorstands,45 Zustimmungsvorbehalte
eines Beirats,46 die Bestimmungen über einen Beirat47 und
zuletzt auch Begünstigtenregelungen bezeichnet.48 Schieds-

klauseln sind nach Ansicht des OGH immer normativ auszu-
legen.49

Bei Widersprüchen zwischen der Stiftungsurkunde und
der Stiftungszusatzurkunde soll dem außenwirksamen Teil
der Stiftungsurkunde Vorrang zukommen.50 Im Grundsatz
besteht aber kein Verhältnis von Über- und Unterordnung
zwischen der Stiftungsurkunde und der Stiftungszusatz-
kurkunde.51

IV. Kritische Würdigung

1. Herausbildung der Judikatur zur objektiven 
Auslegung von Stiftungserklärungen

1.1. Entscheidungen zur Rosa S. Privatstiftung 
(OGH 6.6.2001, 6 Ob 116/01d; 11.9.2003, 6 Ob 106/03m)

In der E 6 Ob 116/01d zur Rosa S. Privatstiftung hielt der
OGH erstmals fest, dass die Grundsätze zur Auslegung von
Satzungen auch für Stiftungserklärungen anwendbar sind,
und begründete dies mit den Materialien zum PSG.52

Diese Begründung ist kritikwürdig, da zu § 9 PSG in den
erwähnten Materialien lediglich festgehalten ist, dass „die Stif-
tungserklärung ... die Rechtsgrundlage der Privatstiftung“ sei,
mit „der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag einer Handels-
gesellschaft vergleichbar“; zur Auslegung schweigen die Mate-
rialien an dieser Stelle.53 Vielmehr heißt es in den Materialien
zu § 10 Abs 1 PSG: „Ein nicht in der Stiftungserklärung geäu-
ßerter Willen des Stifters kann jedoch zur Auslegung der Stif-
tungserklärung herangezogen werden, wobei zu beachten ist,
daß es stets auf den Willen des Stifters bei Abgabe der Stiftungs-
erklärung und nicht auf einen späteren Willen ankommt.“.54

Im konkreten Verfahren waren drei Vorstandsmitglieder
wegen Interessenkollision abberufen worden; das Gericht for-
derte in Ausübung seiner Kompetenz nach § 27 Abs 1 PSG
den Stiftungsbeirat zur Bestellung dreier Stiftungsvorstands-
mitglieder auf. Die Stifterin argumentierte, dass nach der Stif-
tungserklärung nur der Beirat und nicht das Gericht zur Be-
stellung der neuen Vorstandsmitglieder berufen gewesen und
sie daher durch die Aufforderung des Gerichts an den Beirat
zur Bestellung des Stiftungsvorstands in ihren Rechten beein-
trächtigt worden sei. Da das Gericht aber ohnehin den Beirat
zur Bestellung dreier Vorstandsmitglieder aufgefordert hatte,
war die Auslegungsfrage, ob die Formulierung der Bestim-
mung der Kompetenzen des Beirats extensiv auszulegen war
oder nicht, letztlich von untergeordneter Bedeutung. Der
Verweis auf die Auslegung der Stiftungserklärung nach ob-
jektiven Grundsätzen hätte im Anlassfall auch ausbleiben
können, da laut OGH bei der Auslegung der Stiftungserklä-
rung der Wille der Stifterin (iS einer extensiven Auslegung der
Beiratskompetenzen) ohnehin berücksichtigt worden war. Im
Ergebnis erweist sich die Stellungnahme des OGH zur Aus-
legung der Stiftungserklärung in diesem Fall als wenig aus-

34 M. C. Huber in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 2.
35 Soweit ersichtlich, nur M. C. Huber in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 2.
36 Csoklich, Anwendungsbereich und Gründung einer Privatstiftung, in Csoklich/Müller/

Gröhs/Helbich, Handbuch zum Privatstiftungsgesetz (1994) 13 (33); M. C. Huber in
Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 2; N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 31a.

37 OGH 9.3.2006, 6 Ob 166/05p (zur Mitwirkungsverpflichtung der Stifter bei
Umsiedlung einer Bestimmung über den Beirat von der Stiftungszusatzurkunde in
die Stiftungsurkunde).

38 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 32 Unterabs 3.
39 Siehe OGH 6.6.2001, 6 Ob 116/01d (zum Bestellungsrecht in Bezug auf den Stif-

tungsvorstand); 11.9.2003, 6 Ob 106/03m (zur Frage des Widerrufsrechts der Stifte-
rin); 9.10.2014, 6 Ob 198/13f (zur Ermittlung des Stifterwillens iZm der Änderung
des Stiftungszwecks nach § 33 Abs 2 PSG); 18.2.2021, 6 Ob 24/21d, GesRZ 2021,
408 (R. Briem) (zur Auslegung einer Begünstigtenregelung); 14.4.2021, 18 OCg 1/
21b (zur Frage der Wirksamkeit einer Schiedsklausel in einer früheren Stiftungszu-
satzurkunde); N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 32.

40 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 32; siehe auch Fida/Wrann/Zollner, PSG2 (2016) § 9 E 31
(mit Verweis auf OLG Wien 28.4.2011, 28 R 307/10p, GesRZ 2012, 114).

41 Csoklich, Anwendungsbereich, 33.
42 M. C. Huber (in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 2) bezieht sich auf die Stiftungs-

urkunde.
43 M. C. Huber in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 2; für den organisationsrechtlichen

Teil nur für die Wortinterpretation Kollros in Hasch & Partner, PSG2 (2014) § 9 Rz 5.
44 OGH 11.9.2003, 6 Ob 106/03m (zur Ausübung des Widerrufsrechts der Stifterin

vertreten durch ihren Sachwalter).
45 OGH 6.6.2013, 6 Ob 164/12d.
46 OGH 27.2.2013, 6 Ob 135/12i.
47 OGH 14.7.2011, 3 Ob 177/10s.
48 OGH 18.2.2021, 6 Ob 24/21d.

49 OGH 14.4.2021, 18 OCg 1/21b. Der OGH hat in dieser Entscheidung festgehalten,
dass Stiftungsurkunde und Stiftungszusatzurkunde vom Begriff der „Statuten“ iSd
§ 581 Abs 2 ZPO umfasst sind.

50 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 33 und § 10 Rz 7; siehe auch M. C. Huber in Doralt/
Nowotny/Kalss, PSG, § 9 Rz 5.

51 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 33.
52 Verweis auf ErlRV 1132 BlgNR 18. GP, 23.
53 Vgl ErlRV 1132 BlgNR 18. GP, 23; siehe auch N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 31.
54 ErlRV 1132 BlgNR 18. GP, 24; siehe auch N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 31.
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sagekräftig bzw nicht einschlägig für das Ergebnis der Ent-
scheidung.

Auch in der zweiten zur Rosa S. Privatstiftung ergangenen
E 6 Ob 106/03m war der Verweis auf die objektive Auslegung
der Stiftungserklärung mE nicht entscheidend. Vorrangig
wurde in dieser Entscheidung über die Ausübung des Wider-
rufsrechts der Stifterin durch ihre Sachwalterin entschieden
und deren Zulässigkeit bejaht.

Die Sachwalterin übte das Widerrufsrecht gem § 34 PSG
aus und beantragte, das Stiftungsvermögen an die Stifterin
auszukehren. Pkt 13. der Stiftungsurkunde sah vor, dass das
Widerrufsrecht nur dann ausgeübt werden konnte, wenn der
Stiftungsvorstand aus wichtigen Gründen vom Gericht abbe-
rufen worden war. Auch wenn in der Zwischenzeit ein neuer
Stiftungsvorstand bestellt worden war, war zuvor der Stiftungs-
vorstand rechtskräftig abberufen worden. Der Stiftungsvor-
stand argumentierte unter Berufung auf den Willen der Stif-
terin wie folgt gegen den Widerruf: Die Ausübung des Wider-
rufsrechts sei rechtsmissbräuchlich erfolgt, da die Stifterin in
der früher in Geltung stehenden Stiftungszusatzurkunde
bestimmt habe, dass die Stiftung „auf immerwährende Zeit“
bestehen solle. In der später abgeänderten Fassung habe sie
bestimmt, dass das Vermögen der Stiftung nur dann an be-
stimmte gemeinnützige Institutionen auszukehren sei, wenn
der Zweck der Stiftung nicht mehr erreicht werden könne; der
Stiftungszweck könne aber nach wie vor erreicht werden. Für
den Fall des Widerrufs sei außerdem keine Bestimmung über
die Verteilung des Vermögens vorgesehen worden und dieser
daher unzulässig.

Der OGH hielt fest, dass die Stifterin bei Vorliegen eines
Widerrufsgrundes – ohne weitere Voraussetzungen – die freie
Wahl habe, ihr Widerrufsrecht auszuüben.55 Dies ergebe sich
aus der nach objektiven Kriterien auszulegenden inneren
Organisationsform der Stiftung. Die Ausgestaltung und die
Ausübung des Widerrufsrechts seien nach dem Wortlaut der
Stiftungserklärung auszulegen und genau jener im Wortlaut
der Stiftungserklärung abgebildete Fall sei eingetreten, sodass
der Widerruf – unabhängig von der Frage, wer denn im Falle
der Auflösung der Stiftung das Vermögen erhalten solle –
jedenfalls zulässig sei.

Der OGH-Entscheidung ist im Ergebnis zu folgen. Die
eigentliche Auslegungsfrage, ob der Passus des „immerwäh-
renden Fortbestands“ der Stiftung das Widerrufsrecht außer
Kraft setzt, wurde vom OGH nicht im Detail analysiert. ME
hätte im Wege der Auslegung (auch nach § 914 ABGB) pro-
blemlos ermittelt werden können, dass die Stifterin bei Nicht-
ausübung des Widerrufsrechts den Fortbestand der Stiftung
gewünscht habe; ausgenommen ist der Fall, dass der Stif-
tungszweck nicht mehr hätte erreicht werden können. Die
mögliche Ausübung des Widerrufsrechts ist dem Verbleib der
Stiftung zum immerwährenden Fortbestand vorgelagert, so-
dass kein Auslegungsproblem im eigentlichen Sinn bestanden
hat. Im Ergebnis ist dadurch der vom Stiftungsvorstand auf-
geworfene scheinbare Widerspruch zwischen den genannten
Bestimmungen aufgelöst.

Der Verweis auf die objektive Auslegung als Lösung eines
vermeintlichen Widerspruchs zwischen dem Stifterwillen

und der korporativen Regelung des Widerrufsrechts war da-
her mE nicht notwendig. Auch um den erhobenen Miss-
brauchseinwand zu widerlegen, war die Berufung auf die ob-
jektive Auslegung nicht zielführend. Die Frage des Rechts-
missbrauchs ist nämlich keine Auslegungsfrage.56

1.2. Sparkassen-Entscheidung (OGH 27.2.2013, 6 Ob 135/12i)

Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde:
Die Stiftungserklärung sah einen Zustimmungsvorbehalt
des Beirats für Geschäfte vor, welche die Stiftung mit Mit-
gliedern des Vorstands oder deren nahen Angehörigen
abschloss. Streitig war ein Geschäft, welches die 100%ige
Tochtergesellschaft der Stiftung mit dem Ehemann der Vor-
standsvorsitzenden der Stiftung abgeschlossen hatte. Frag-
lich war, ob für dieses Geschäft die Zustimmung des Beirats
erforderlich war.

Der OGH bejahte eine solche Zustimmungspflicht, ob-
wohl sie vom Wortlaut der Stiftungserklärung nicht gedeckt
war. Dies wurde vom OGH im Rahmen der Wortinterpre-
tation ausführlich untersucht. Die Brücke zur Loslösung
vom Wortlaut der Stiftungserklärung schlug der OGH
durch die Qualifikation des infrage stehenden Geschäfts als
Umgehungsgeschäft.57 Daher musste sich der OGH mit dem
Zweck der Bestimmung befassen, also im Ergebnis eine te-
leologische Auslegung der Stiftungserklärung vornehmen,
da für die Definition der Umgehung die Definition des Um-
gangenen zwingend ist. So berief sich der OGH (doch) auf
den Stifterwillen und hielt unter Pkt 2.7.1. der Begründung
fest: „Der Zustimmungsvorbehalt entspricht ... keiner einschlä-
gigen Norm des Gesellschafts- oder Privatstiftungsrechts, das
Interessenkollisionen verhindern oder auflösen will. Dies be-
deutet, dass der Stifter mit dem Zustimmungsvorbehalt eine
über gesetzliche Vorschriften hinausgehende zusätzliche Ab-
sicherung bei Interessenkollisionen zwischen Stiftung und (in
casu) Angehörigen von Stiftungsvorstandsmitgliedern nor-
mieren wollte.“

Somit legte der OGH im konkreten Fall die Bestimmung
über den Umfang des Zustimmungsvorbehalts nach dem Stif-
terwillen aus. Auch wenn dem OGH in der Entscheidung im
Ergebnis Recht zu geben ist, hätte der OGH mit dieser Argu-
mentation genauso zum umgekehrten Ergebnis kommen
können, nämlich dazu, dass der Stifter Geschäfte mit Tochter-
gesellschaften bewusst nicht der Zustimmungspflicht unter-
worfen hat. Diese Entscheidung birgt daher einen gewissen
Widerspruch in sich selbst, verstärkt durch die Ausführungen
des OGH unter Pkt 2.2. der Begründung:

„Organisationsrechtliche Bestimmungen einer Stiftungs-
urkunde sind nach ihrem Wortlaut und Zweck in ihrem syste-
matischen Zusammenhang objektiv auszulegen (6 Ob 116/01d =
RIS-Justiz RS0108891 [T4, T5]; 6 Ob 106/03m, 6 Ob 136/09g;
3 Ob 177/10s; vgl Arnold aaO § 9 Rz 32). Dabei ist wegen mög-
licher Interessen Dritter einer am Wortlaut orientierten Aus-
legung der Vorrang einzuräumen (Arnold aaO). Zum organisa-
tionsrechtlichen Teil der Stiftungsurkunde gehören auch die hier
gegenständlichen Zustimmungsvorbehalte des Beirats gemäß
§ 8 Abs 2 der Stiftungsurkunde.“

55 OGH 11.9.2003, 6 Ob 106/03m, Pkt II.: „überlässt der Stifterin bei Vorliegen eines
Widerrufsgrunds die freie Wahl“.

56 Kraus, JBl 2022, 344 (zu den Voraussetzungen des Rechtsmissbrauchs).
57 Unter ausführlicher Bezugnahme auf die Literatur, wonach das Umgehungsgeschäft

auch im vertraglichen Bereich verboten ist.
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1.3. Entscheidung zur subsidiären Änderungsbefugnis 
des Stiftungsvorstands (OGH 9.10.2014, 6 Ob 198/13f)

Der OGH hatte in diesem Fall über die Frage zu entscheiden,
ob geänderte Verhältnisse iSd § 33 Abs 2 Satz 2 PSG vorliegen,
welche den Stiftungsvorstand zur Änderung der Stiftungs-
erklärung berechtigen.

Nach dem der Entscheidung zugrunde liegenden Sach-
verhalt reichte das eingeschränkte Änderungsrecht der (ver-
bleibenden) Stifter nicht aus, um die gewünschte Änderung
der Stiftungserklärung vorzunehmen.

Gewünscht und vom Stiftungsvorstand beantragt wurde
die Einbeziehung von Ehegatten von Stiftern und deren Ab-
kömmlingen als Begünstigte oder Letztbegünstigte der ver-
fahrensgegenständlichen Stiftung. Es sollten auch solche Ehe-
gatten in den Begünstigtenkreis aufgenommen werden, wel-
che Begünstigte oder Letztbegünstigte von anderen Privat-
stiftungen waren, welche ihrerseits an derselben GmbH wie
die verfahrensgegenständliche Stiftung beteiligt waren. Die
Stiftungserklärung sah eine strenge Bindung an den Gesell-
schaftsvertrag der besagten GmbH vor, welcher nach seiner
Änderung auch Privatstiftungen, deren Begünstigte Ehegatten
von Stiftern und deren Abkömmlingen waren, als Gesell-
schafter zuließ.

Die Stifter der verfahrensgegenständlichen Privatstiftung
hatten anlässlich der Errichtung der Stiftung nicht daran
gedacht, auch solche Ehegatten, welche als Begünstigte einer
anderen an der besagten Gesellschaft beteiligten Privatstif-
tung bestimmt waren, in den Kreis der Begünstigten oder
Letztbegünstigten aufzunehmen. Sie hatten nur den Fall vor
Augen gehabt, dass Ehegatten, welche direkt an besagter
GmbH beteiligt sind, auch Begünstigte oder Letztbegünstigte
der verfahrensgegenständlichen Stiftung werden sollten.

Der OGH setzte sich in dieser Entscheidung ausführlich
mit dem Umfang des Änderungsrechts des Stiftungsvorstands
nach § 33 Abs 2 Satz 2 PSG auseinander und arbeitete heraus,
dass die Änderung der Verhältnisse iSd § 33 Abs 2 Satz 2 PSG
konkret in Beziehung zum Stiftungszweck und zur Umset-
zung des Stifterwillens steht. Mit anderen Worten: Es ist nicht
der Wegfall der Geschäftsgrundlage, welcher für das Ände-
rungsrecht nach § 33 Abs 2 Satz 2 PSG erforderlich ist, son-
dern es reicht bereits aus, wenn der spezifische von den Stif-
tern gewollte Stiftungszweck nicht mehr erreicht werden
kann. Der OGH bejahte die Voraussetzungen für die Ände-
rung der Genehmigung der Stiftungserklärung durch den
Stiftungsvorstand.

Erstaunlich ist, dass in dieser Entscheidung der OGH
auch den Stifterwillen selbst im Wege der objektiven Aus-
legung aus der Stiftungserklärung ermittelte:

„6.3. Der Stifterwille ist aus der Stiftungserklärung durch
Auslegung derselben zu ermitteln. Dabei sind die für die Sat-
zungen juristischer Personen entwickelten Auslegungskriterien
auch für Stiftungen anzuwenden (RIS-Justiz RS0108891 [T5]).
Derartige korporative Regelungen sind nach deren Wortlaut
und Zweck in ihrem systematischen Zusammenhang objektiv
(normativ) auszulegen (RIS-Justiz RS0108891 [T4, T21];
RS0118046).

6.4. Es reicht nicht aus, dass sich die Verhältnisse allgemein
geändert haben. Die Änderungen müssen vielmehr die Stiftung
dergestalt betreffen, dass sich die Umsetzung des Stifterwillens

nach der ursprünglichen Stiftungserklärung vernünftigerweise
nicht mehr verwirklichen lässt oder dass anzunehmen ist, der
Stifter hätte unter den geänderten Umständen eine andere
Regelung getroffen. Der Vorstand hat auf den hypothetischen
Stifterwillen Bedacht zu nehmen.“

Es wirkt befremdlich, dass der OGH – ohne nähere Be-
gründung – selbst für die Ermittlung des Stifterwillens (ob-
wohl 11 von 13 Stiftern noch lebten) nicht den subjektiven
Willen der Stifter im Wege des Beweisverfahrens als maßgeb-
lich erachtete. Nichts wäre naherliegender, als für die Frage
des Stifterwillens (auch) die Stifter heranzuziehen, statt einen
hypothetischen Stifterwillen objektiv aus der Stiftungserklä-
rung zu ermitteln. IdS spricht sich auch Burgard für eine in-
dividuell-objektive Auslegung der Stiftungserklärung aus,
deren Auslegungsziel der Stifterwille ist. Zwar soll nach dieser
Auffassung der wirkliche oder mutmaßliche Wille des Stifters,
wie er im Stiftungsgeschäft und in der Stiftungssatzung ob-
jektiv zum Ausdruck gekommen ist, ermittelt werden. Regel-
mäßig wird daher auf den Inhalt der Stiftungsurkunden
abzustellen sein. Im Einzelfall mögen nach der Auffassung
Burgards weitere Urkunden (Schriftwechsel, Aktenvermerke
oder Erläuterungen) hinzukommen.58

Im Ergebnis ist die oben genannte Entscheidung zu be-
grüßen, da sie die ohnehin eingeschränkten Voraussetzungen
für das Änderungsrecht des Stiftungsvorstands konkretisiert
bzw geringfügig erweitert hat.

1.4. Entscheidung zur Qualifikation als Begünstigte 
einer Stiftung (OGH 18.2.2021, 6 Ob 24/21d)

Nach dieser jungen Entscheidung des OGH wurde auch die
Regelung der Begünstigten zum korporativen Teil der Stif-
tungserklärung erklärt. Der Entscheidung lag folgender Sach-
verhalt zugrunde:

Der Stifter bestimmte als Begünstigte nach seinem Ab-
leben zu je einem Viertel seine Ehegattin und seine drei Kinder.
Eines der Kinder des Stifters hatte zwei Kinder (die beiden
Kläger), welche monatliche Sonderzuwendungen von jeweils
200 € erhielten. Die beiden Kläger begehrten die Feststellung,
dass sie Begünstigte der Privatstiftung sind und gem Pkt 8.
der Stiftungsurkunde zu Mitgliedern des Beirats bestellt wer-
den dürfen und auch zu solchen gewählt worden waren. Be-
günstigter der Stiftung war nach der Stiftungszusatzurkunde
zunächst der Stifter selbst. Nach seinem Ableben traten seine
Ehegattin (Witwe) und alle aufgrund des Gesetzes erbberech-
tigten Nachkommen an seine Stelle, wobei festgelegt war, dass
die Ehegattin (Witwe) und die drei Kinder zu gleichen Teilen
Begünstigte sein sollen. Im Falle des Todes eines Begünstigten
traten an seine Stelle alle aufgrund des Gesetzes erbberechtig-
ten Nachkommen. Unter Pkt 5. der Stiftungszusatzurkunde
wurde dabei für den Fall, dass Nachkommen mehrerer Gene-
rationen infrage kommen, ausdrücklich festgehalten, dass
dann die Personen als Begünstigte festzustellen sind, die am
nächsten mit dem Stifter verwandt sind.

Da nach der Ansicht des OGH korporative Regelungen in
Stiftungserklärungen objektiv auszulegen sind (dies gilt auch
für die Regelungen über die Begünstigten), begegnete es laut
OGH auch keinen Bedenken, dass das Erstgericht zur Frage,

58 Burgard, Gestaltungsfreiheit im Stiftungsrecht (2006) 200.
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ob die Kläger „nach Wunsch des Stifters sofort Begünstigte“
sein sollten, keine Personalbeweise aufgenommen hat.

ME ist es zweifelhaft, ob die objektive Auslegung auch bei
der Feststellung der Begünstigten zu befriedigenden Ergeb-
nissen führt. Diese Bestimmungen betreffen inhaltlich keine
organisationsrechtlichen Fragen, sondern beinhalten den
Kern der vermögensrechtlichen Verfügungen des Stifters.
Man stelle sich vor, Personalbeweise oder andere Urkunden-
beweise iS Burgards hätten im gegenständlichen Fall gezeigt,
dass der Stifter seine Enkel sehr wohl begünstigen hätte wol-
len. Das bloße Argument, dass die Einräumung der Begüns-
tigtenstellung als Beiratsmitglieder auch organisationsrecht-
lichen Charakter hat, trägt als Argument für die objektive
Auslegung zum Schutz Dritter in diesem Fall nicht.

1.5. Entscheidung zur Wandlungsklausel in der Stiftungs-
urkunde (OGH 18.11.2022, 6 Ob 174/22i)

In dieser kürzlich ergangenen Entscheidung lehnte der OGH
die Eintragung der Neufassung einer Stiftungsurkunde ab,
welche eine sog Wandlungsklausel enthielt. Die Ausgestaltung
der Organkompetenzen in der Stiftungsurkunde beinhaltete
ein grundsätzliches Zustimmungsrecht des Stiftungsbeirats
zu allen in Pkt XXIV. Z 1 lit d der Stiftungsurkunde genannten
Rechtshandlungen des Stiftungsvorstands. Dieses Zustim-
mungsrecht des Beirates sollte sich in ein (bloßes) Anhörungs-
und Empfehlungsrecht wandeln, sofern es in Hinblick auf die
Besetzung des Beirats, welcher im vorliegenden Fall nur aus
einer Begünstigten bestand, gegen zwingende Bestimmungen
des PSG oder deren Auslegung durch den OGH verstieß.
Gegenstand des gem Pkt XXIV. Z 1 lit d der Stiftungsurkunde
vorgesehenen Zustimmungsrechtes des Beirats waren zahl-
reiche Maßnahmen des Stiftungsvorstands, wie etwa die Be-
stellung von Begünstigten, der Erwerb von Beteiligungen,
Liegenschaften und liegenschaftsähnlichen Rechten sowie
deren Veräußerung und Belastung, die Gewährung von Dar-
lehen und Krediten aller Art, die Übernahme von Haftungen,
Investitionen, die Erteilung von Handlungsvollmachten und
die Festlegung allgemeiner Grundsätze der Geschäftspolitik
(sämtliche dieser Maßnahmen ohne Wertgrenzen). Auch
die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder war
Beiratsangelegenheit.

Der OGH hielt unter Verweis auf seine bisherige Rspr fest,
dass die Aushöhlung der Stiftungsvorstandskompetenzen
und dessen Degradierung „zu einem bloßen Vollzugsorgan“
unzulässig ist. Zutreffend lehnte der OGH die Eintragung
dieser Bestimmung mit der Begründung ab, dass der Beirat
nicht wirksam als Organ iSd § 9 Abs 2 Z 4 PSG eingerichtet
worden war, da nach der vorliegenden Beiratsregelung letzt-
lich von Fall zu Fall unklar und unsicher geblieben wäre, wann
der Beirat nun konkret zustimmungsberechtigt und wann nur
anhörungs- und empfehlungsberechtigt gewesen wäre. Der
Stiftungsvorstand hätte das Zustimmungs- oder Anhörungs-
recht des Beirats vielmehr für in jeden Geschäftsfall gesondert
prüfen müssen.

Auch die von den Rekurswerbern ins Treffen geführte
Entscheidung vom 19.4.2017, 6 Ob 37/17k, zu einem „beweg-
lichen System“ konnte zu keinem anderen Ergebnis führen, da
dort die Wandlung von einem Anhörungs- in ein Zustim-
mungsrecht des Beirats von der konkreten Besetzung des Bei-

rats abhing: War der Beirat überwiegend mit Begünstigten
besetzt, verfügte er nur über ein Anhörungsrecht. Nur bei
Besetzung mit externen Mitgliedern wandelte sich das An-
hörungs- in ein Zustimmungsrecht. Somit war für alle Betei-
ligten eindeutig verständlich, in welchen Fällen der Beirat zur
Zustimmung und in welchen Fällen er (nur) zur Anhörung
berechtigt war.

Dem OGH ist in dieser Entscheidung zu folgen. Auch die
unterschiedlichen Auslegungsmethoden, welche Gegenstand
dieses Beitrags sind, hätten das Problem der im Kern unklaren
Regelung des Pkt XXIV. Z 1 lit d der Stiftungsurkunde nicht
lösen können. Selbst wenn man die Stiftungsurkunde nach
dem Stifterwillen im Zeitpunkt der Errichtung der Stiftungs-
erklärung ausgelegt hätte, wäre es im konkreten Fall geradezu
unmöglich gewesen, zu einem eindeutigen Auslegungsergeb-
nis zu gelangen, da der konkrete Auslegungsbedarf der Rege-
lung bei jedem Geschäftsfall neu gegeben gewesen wäre.

2. Untaugliche Abgrenzung zwischen vermögens-
rechtlichen und korporativen Bestimmungen

Die Abgrenzung zwischen vermögensrechtlichen und kor-
porativen Bestimmungen ist im Einzelnen problematisch.59

Die Schwierigkeit liegt darin, dass viele Bestimmungen der
Stiftungserklärung nach der oben genannten Definition ver-
mögensrechtlichen Charakter haben, also die Rechtsbezie-
hung zwischen Stifter und Stiftung regeln, aber gleichzeitig
auch die Organisation der Stiftung betreffen und Auswirkun-
gen auf Dritte haben.

Am Beispiel des Widerrufsrechts zeigt sich die Abgren-
zungsschwierigkeit sehr plastisch: Gerade das Widerrufsrecht
ist ein zentrales Element der Ausgestaltung des Stiftungs-
geschäfts zwischen Stifter und Stiftung, zumal der widerrufs-
berechtigte Stifter zu seinen Lebzeiten die Möglichkeit haben
soll, das Stiftungsgeschäft rückgängig zu machen. Das Wider-
rufsrecht kann keiner juristischen Person vorbehalten und
somit nicht perpetuiert werden.60 Der vermögensmäßige
Charakter des Widerrufsrechts zeigt sich auch darin, dass es
pfändbar und daher dem Zugriff der Gläubiger des Stifters
nicht entzogen ist.61 Demnach müsste es sich eigentlich um
ein dem vermögensrechtlichen Teil der Stiftungserklärung
zuzuordnendes Recht handeln. Auf der anderen Seite kann
gerade für Gläubiger des Stifters als solche Dritte die Ausge-
staltung des Widerrufsrechts bedeutsam sein. Außerdem ist
die Frage, ob und unter welchen Umständen die Stiftung
überhaupt weiter besteht oder widerrufen werden kann, im-
mer drittbedeutsam, da auch andere Stakeholder (etwa Be-
günstigte oder Gläubiger der Stiftung) davon betroffen sind.
Der OGH hat in der von Ch. Nowotny.62 kritisierten E 6 Ob
106/03m ohne nähere Begründung festgehalten, dass das
Widerrufsrecht die „Zukunft“ der Stiftung betrifft und daher
als korporative Bestimmung zu qualifizieren sei, welche ob-
jektiv (normativ) und nicht entsprechend dem Stifterwillen
auszulegen sei.

59 Ch. Nowotny, RdW 2004, 66 f; siehe auch Kalss in Kalss/Nowotny/Schauer, Gesell-
schaftsrecht2, Rz 7/46.

60 N. Arnold, PSG4, § 34 Rz 12.
61 N. Arnold, PSG4, § 34 Rz 16.
62 Ch. Nowotny, RdW 2004, 66 f.
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Gleiches gilt für das Änderungsrecht, welches ebenfalls
ein zentrales Element der Ausgestaltung der Rechtsbeziehung
zwischen Stifter und Stiftung bildet, da es schließlich jenes
Instrument ist, mit welchem der Zweck der Stiftung und
sowie die Begünstigtenregelungen vom Stifter neu festgelegt
werden können. Es bildet das zentrale Element der Steuerung
des Stifterwillens. Freilich geht mit den Änderungen oftmals
auch die Änderung organisationsrechtlicher Bestimmungen
einher; dennoch ist auch das Änderungsrecht letztendlich
selbst Vermögensrecht, was ebenfalls durch seine Pfänd-
barkeit unterstrichen wird.63 Der OGH hat – allerdings ohne
nähere Begründung – auch dieses Recht als korporative Be-
stimmung qualifiziert.64

Ähnliches muss für die Begünstigtenregelungen gelten,
welche das eigentliche Schicksal des Vermögens der Privat-
stiftung zum Gegenstand haben. Diese Bestimmungen sind
im Kern vermögensrechtlicher Natur. Gerade auch bei den
Begünstigtenregelungen handelt es sich aber gleichzeitig auch
um Bestimmungen, welche für Dritte bedeutsam sind, näm-
lich für die Begünstigten sowie auch für allfällige Gläubiger
der Stiftung. Nach der neueren Rspr sollen auch Regelungen
über die Begünstigtenstellung korporativ sein.65 Regelungen
über die Zuwendungen an Begünstigte sollen nicht dem
korporativen Teil zuzurechnen sein.66 Wie schon oben ange-
merkt, wirkt diese Unterscheidung befremdlich.

An den oben genannten Beispielen zeigt sich, dass die Un-
terscheidung in korporative und nicht korporative, also ver-
mögensrechtliche Teile der Stiftungserklärung, welche eine
jeweils unterschiedliche Auslegung zur Folge haben soll, ins-
gesamt wenig ergiebig, da unscharf ist. Der OGH qualifiziert
ohnehin den Großteil der Bestimmungen der Stiftungserklä-
rung als korporativ, sodass der Auslegung und Maßgeblich-
keit des Stifterwillens de facto kein Anwendungsbereich ver-
bleiben.67 Auch aus der Natur des Stiftungsgeschäfts (und der
Parallele zu erbrechtlichen Regelungen) ist es wenig eingän-
gig, den Stifterwillen bei Auslegung der von ihm geschaffenen
Bestimmungen zu ignorieren.

Schließlich widerspricht eine solche Auslegung der Pra-
xis: Gerade die Ausgestaltung der Organisationsbestimmun-
gen der Stiftungserklärung, namentlich von Gremien, deren
Besetzung und Entscheidungsfindung, und die Regelungen
über die Begünstigten der Stiftung sind oftmals Gegenstand
sehr umfassender und detaillierter Überlegungen der Stifter
anlässlich der Errichtung der Stiftungserklärung. Aus der
Perspektive der Rechtspraxis erscheint es fragwürdig, diese
Überlegungen außer Acht zu lassen.

3. Herkunft der Unterscheidung

Der Verweis auf organisationsrechtliche Satzungsbestandteile
für Stiftungserklärungen wurde vom OGH unter Rückgriff
der Judikatur zur Auslegung von Gesellschaftsverträgen

herausgebildet. Die österreichische Rspr zur Auslegung von
Gesellschaftsverträgen nimmt Bezug auf deutsche Rspr zur
Auslegung von Satzungen.68

Dort wird regelmäßig zwischen korporativen und indi-
vidualrechtlichen Satzungsbestandteilen (auch „unechte“,
„nicht korporative“ oder „formelle Satzungsbestandteile“ ge-
nannt) unterschieden. Damit gemeint sind bspw schuldrecht-
liche Abreden zwischen den Gründern, die die Einräumung
von Sonderrechten, die Vereinbarung von Schiedsabreden,
Konsortialabreden, Wettbewerbsverboten oder Nebenleis-
tungspflichten zum Inhalt haben können. Für die Auslegung
der individualrechtlichen Regelungen sind im Gegensatz zu
den körperschaftsrechtlichen Satzungsbestandteilen der Par-
teiwille und die Umstände des Einzelfalles maßgebend, und
zwar auch dann, wenn sie weder in der Satzung Niederschlag
gefunden haben noch aus allgemein zugänglichen Quellen
ersichtlich sind.69

Hintergrund dieser Auslegungsmaxime ist, dass die Sat-
zungsbestimmungen ein von den Personen der Gründer abs-
trahiertes Eigenleben entwickeln und zu einer körperschaft-
lichen Verfassung werden, die auch für künftige Aktionäre
maßgeblich ist. Der Gründerwille und die Interessen der
Gründer bei Errichtung der Gesellschaft treten zurück.70 Die
objektive Auslegung findet ihre Rechtfertigung in erster Linie
in der körperschaftstypischen Beitrittsoffenheit; künftige
Gesellschafter müssen sich auf ein objektives Verständnis
verlassen können.71 Hintergrund dieser Argumentation ist,
dass künftige Aktionäre auch regelmäßig keinen Zugang zu
Unterlagen außerhalb der Satzung haben, sodass der Gründer-
wille für sie nicht erkennbar ist.

Bemerkenswert idZ ist der deutsche Meinungsstreit, ob
auch für Auseinandersetzungen (nur) zwischen den Gründern
die objektive Auslegung maßgeblich sein soll oder nicht.72 Der
OGH hat im Bereich des Stiftungsrechts klar ausgesprochen,
dass für Streitigkeiten zwischen den Stiftern, soweit die Aus-
legung der Stiftungserklärung betroffen ist, der Stifterwille und
nicht die objektive Auslegung maßgeblich ist.73

4. Die Drittbedeutsamkeit im Stiftungsrecht

Wie schon oben erläutert, liegt die Rechtfertigung der objek-
tiven Auslegung von Satzungen und Gesellschaftsverträgen
darin, dass Satzungen und Gesellschaftsverträge drittbedeut-
sam sind und dass Gesellschaften beitrittsoffen sind und sich
künftige Mitglieder auf den objektiven Inhalt der Satzung ver-
lassen können müssen.74 Zwar wird auch der Gläubigerschutz
als Motiv genannt, jedoch meist ohne nähere Begründung.75

63 N. Arnold, PSG4, § 33 Rz 74.
64 OGH 11.9.2003, 6 Ob 106/03m; 18.9.2009, 6 Ob 136/09g. Beide Entscheidungen

ergingen zu Fragen des Widerrufsrechts (Ausübung durch den Sachwalter und Aus-
übung durch die verbleibenden Stifter bei Wegfall eines Stifters) und beschäftigten
sich nicht näher mit dem korporativen Charakter des Widerrufsrechts.

65 OGH 18.2.2021, 6 Ob 24/21d; N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 32a.
66 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 32a (unter Verweis auf Zentrum für Stiftungsrecht, Resumé-

Protokoll des Workshops „Gestaltungsgrenzen von Stiftungsurkunden der Privat-
stiftung“, GesRZ 2011, 356 [359]).

67 Siehe auch R. Briem, GesRZ 2021, 411 (412).

68 Ch. Nowotny, RdW 2004, 66 f; siehe die Entwicklung in Jabornegg, Auslegung, 6 f,
wobei die Entscheidung des OGH vom 25.11.1997, 1 Ob 61/97w, als Grundsatzent-
scheidung in Österreich gesehen wird.

69 Heider in MünchKomm AktG5, § 2 Rz 41 f.
70 Heider in MünchKomm AktG5, § 2 Rz 41 f.
71 Koch, AktG16 (2022) § 23 Rz 39.
72 Dafür Koch, AktG16, § 23 Rz 39 (mit Verweis auf RG 28.1.1930, II 159/29, RGZ 127,

186; BGH 9.6.1954, II ZR 70/53, BGHZ 14, 25; 29.9.1954, II ZR 331/53, WM 1955,
65); Vedder in Grigoleit, AktG2 (2020) § 23 Rz 45; dagegen Fleischer, Zur Auslegung
von Gesellschaftsverträgen und Satzungen, DB 2013, 1466 (1471ff); Schockenhoff,
Die Auslegung von GmbH- und AG-Satzungen, ZGR 2013, 76; in diese Richtung
auch Bayer in Lutter/Hommelhoff, GmbHG20 (2020) § 2 Rz 19.

73 Siehe OGH 9.3.2006, 6 Ob 166/05p (zur Mitwirkungsverpflichtung der Stifter bei
Umsiedlung einer Bestimmung über den Beirat von der Stiftungszusatzurkunde in
die Stiftungsurkunde).

74 Jabornegg, Auslegung, 2; siehe auch Pkt IV.3.
75 Koch, AktG16, § 23 Rz 39; Koppensteiner, GesRZ 2022, 118 FN 14.
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Fraglich ist, ob diese Argumentation – gemessen an der
Stiftungsidee – auf das Stiftungsrecht anwendbar ist und –
wenn ja – in welchem Umfang. Wer sind im Stiftungsrecht
diese Dritten, welche vor einer Auslegung der Stiftungserklä-
rung nach dem Stifterwillen so dringend geschützt werden
müssen?

Zunächst ist festzuhalten, dass die Stiftung keine Mitglied-
schaftsrechte im gesellschaftsrechtlichen Sinn vorsieht. Be-
günstigte sind zwar Empfänger von Zuwendungen, jedoch
ohne Mitglieder zu sein.76 Sie haben – wenn überhaupt – nur
sehr eingeschränkte Möglichkeiten, die Geschicke der Stif-
tung zu beeinflussen (bspw durch ihre Mitgliedschaft im Stif-
tungsbeirat, wobei die mehrheitliche Besetzung des Beirats
durch Begünstigte unzulässig ist, sofern es sich um einen auf-
sichtsratsähnlichen Beirat handelt).77 Die Stiftung ist in dieser
Hinsicht also gerade gar nicht beitrittsoffen; vielmehr liegt die
Ausgestaltung der Rechte der Begünstigten beim (änderungs-
berechtigten) Stifter selbst. Auch Csoklich dürfte in diese
Richtung gedacht haben, nennt er doch als Dritte, für welche
eine objektive Auslegung maßgeblich sein soll, nur jene
Destinatäre der Stiftung, welchen ein klagbarer Anspruch auf
Ausschüttungen zusteht.78

Auch das Argument, wonach sich Begünstigte (und
Dritte) nur auf die im Firmenbuch publizierte Stiftungserklä-
rung verlassen können, greift nicht: Erstens ist schon im PSG
vorgesehen, dass die Stiftungszusatzkurkunde, welche dem
Grunde nach in keinem Unterordnungsverhältnis zur Stif-
tungsurkunde steht,79 nicht im Firmenbuch veröffentlicht
werden muss. Zudem enthält die Stiftungsurkunde zwingend
einen Verweis auf die Stiftungszusatzurkunde, sollte eine sol-
che bestehen. Außerdem ist der Bestand einer allfälligen Stif-
tungszusatzurkunde auf dem Firmenbuchauszug der Stiftung
ersichtlich. Es ist also sämtlichen Dritten bewusst, dass es
Bestimmungen in der Stiftungserklärung geben kann, welche
nicht allgemein zugänglich sind. Der Gesetzgeber gesteht
dem Stifter – zulasten der Allgemeinheit – hier ein umfassen-
deres Geheimhaltungsinteresse zu, als dies im Gesellschafts-
recht der Fall ist. Gerade die Begünstigten haben ohnehin ein
umfassendes Einsichtsrecht gem § 30 PSG, welches auch die
Stiftungszusatzurkunde und weitere Dokumente umfasst.
Daher ist es für die Begünstigten ein Leichtes, sich vom Stifter-
willen ein Bild zu machen; sie sind sohin bereits ausreichend
geschützt. Sonstige Dritte haben keine solchen Einsichts-
rechte. Es ist also nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber sie als
besonders schützenswert erachtet hat.

Als nächste Gruppe, für welche die Auslegung der Stif-
tungserklärung im objektiven Sinn bedeutsam sein kann,
kommen die Gläubiger infrage. Hier ist auf mehrere Gläu-
bigerkreise80 Bedacht zu nehmen, für welche die Stiftungs-
erklärung drittbedeutsam sein kann: die Gläubiger des Stif-
ters, die Gläubiger der Stiftung und die Gläubiger der Begüns-
tigten.

Die Gläubiger des Stifters, der Stiftung oder der Begüns-
tigten verfügen über keine gesonderten Einsichtsrechte ge-

genüber der Stiftung. Man könnte also vertreten, dass der
Gesetzgeber ein Informationsdefizit zulasten der Gläubiger
hingenommen hat. Typischerweise ist es so, dass die Gläubiger
aller genannten Gruppen gesetzlich geschützt sind: Gläubiger
des Stifters, welchen der Stifter Vermögen entziehen möchte,
haben die Möglichkeit, das Stiftungsgeschäft anzufechten.
Ebenso können sie Änderungs- und Widerrufsrechte, welche
sich ein Stifter vorbehalten hat, exekutiv verwerten. Dies
spricht auch für eine objektive Auslegung von Änderungs-
und Widerrufsrechten, auch wenn es sich dabei um zentrale
Vermögensrechte handelt.

Gläubiger der Begünstigten erscheinen dann schutz-
würdig, wenn der jeweilige Begünstigte einen klagbaren
Anspruch auf eine Zuwendung hat oder – wie zuletzt – eine
Ablöse der Begünstigtenstellung möglich ist, weil sie in der
Stiftungserklärung bereits vorgesehen ist.81 Es erscheint je-
doch sinnwidrig, die Notwendigkeit einer objektiven Aus-
legung der Stiftungserklärung darauf zu stützen, dass Gläu-
biger von Begünstigten schutzwürdiger sind als der Stifter
selbst. Zumal die Begünstigtenstellung nicht öffentlich ist
und idR auch nicht aus der Stiftungsurkunde hervorgeht,
können Gläubiger von Begünstigten in ihren Geschäften re-
gelmäßig gerade nicht darauf vertrauen, wie und in welcher
Höhe die Personen, mit welchen sie kontrahieren, begüns-
tigt sind. Auch diese Gruppe von Gläubigern erscheint da-
her nicht ausreichend schutzwürdig, um die rein objektive
Auslegung der Stiftungserklärung als sachgerecht zu be-
trachten.

Gläubiger der Stiftung sind durch die Haftungsbestim-
mungen, welche die persönliche Haftung der Stiftungsor-
gane normieren, geschützt. Auch in § 17 Abs 2 PSG findet
sich eine explizite Gläubigerschutzbestimmung.82 Gläubiger
der Stiftung haben keine erhöhten Einsichtsrechte in Bezug
auf Bücher und Schriften der Stiftung als andere Dritte.
Nachdem die Stiftung keine gewerbliche Tätigkeit ausüben
darf, ist es fraglich, ob die Gefahr, welche von der Tätigkeit
der Stiftung für die Gläubiger ausgeht, als so groß einge-
schätzt werden muss, dass eine objektive Auslegung der Stif-
tungserklärung ohne jegliche Bedachtnahme auf den Stifter-
willen zum Schutz von Gläubigern notwendig ist. Relevant
könnten solche Auslegungsfragen allenfalls etwa bei Zustim-
mungsvorbehalten sein, welche im Innenverhältnis für die
Wirksamkeit von Geschäften in der Stiftungserklärung vor-
gesehen sind.

Als sonstige Dritte kommen Geschäftspartner der Stif-
tung in Betracht, welche selbst ein Interesse an der Auslegung
der Stiftungserklärung haben. In der Praxis bedeutsam ist der
rechtsgeschäftliche Kontakt mit Banken, welche sich aufgrund
ihrer sich aus dem WiEReG ergebenden Verpflichtungen oft-
mals mit der Frage auseinandersetzen müssen, wer Begüns-
tigte der Stiftung sind. Die zweite Fragestellung von Banken,
welche an die Organe der Stiftung regelmäßig herangetragen
wird, ist jene nach der wirksamen Bestellung von Organen

76 Kalss, Die Stellung der Gläubiger des Stifters und des Begünstigten der Privatstiftung,
in Kalss, Aktuelle Fragen des Stiftungsrechts (2014) 107 (110).

77 N. Arnold, PSG4, § 15 Rz 68.
78 Csoklich, Anwendungsbereich, 33.
79 N. Arnold, PSG4, § 9 Rz 33.
80 Kalss, Stellung, 110 f.

81 OGH 3.8.2021, 8 Ob 101/20s.
82 § 17 Abs 2 Satz 2 PSG lautet: „Der Stiftungsvorstand darf Leistungen an Begünstigte

zur Erfüllung des Stiftungszwecks nur dann und soweit vornehmen, wenn dadurch
Ansprüche von Gläubigern der Privatstiftung nicht geschmälert werden.“ Diese
Bestimmung bildet das Kernstück des stiftungsrechtlichen Gläubigerschutzes,
zumal im Privatstiftungsrecht Bestimmungen über die Kapitalaufbringung (mit
Ausnahme des Mindestkapitals) und die Kapitalerhaltung fehlen; siehe weiter-
führend N. Arnold, PSG4, § 17 Rz 61 ff.
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(bspw Beiräten), welche allenfalls mit Zustimmungsbefugnissen
für Geschäfte ausgestattet sind. Solche Geschäftspartner sind
dadurch geschützt, dass auch bei Vorliegen von Zustimmungs-
vorbehalten im Innenverhältnis bei wirksamer Vertretung im
Außenverhältnis das jeweilige Geschäft mit der Stiftung gültig
zustande kommt. Freilich unwirksam sind Geschäfte, in
denen der Geschäftspartner bzw zukünftige Gläubiger vom
(internen) Zustimmungsmangel in Bezug auf ein Geschäft
(bspw bei Zustimmungspflichten des Beirats oder des Auf-
sichtsrats) bei Abschluss des Geschäfts Kenntnis hat. In sol-
chen Fällen erscheint der (spätere) Gläubiger aber auch wenig
schutzwürdig, sodass auch hier kein stichhaltiges Argument
hervorkommt, welches eine Auslegung unter Außeracht-
lassung des Stifterwillens rechtfertigt.

Als weitere Dritte, für welche die Auslegung der Stiftungs-
erklärung höchst bedeutsam ist, sind natürlich die Mitglieder
der Organe der Privatstiftung zu nennen. Vorstands-, Aufsichts-
rats- und Beiratsmitglieder sind oftmals täglich mit Auslegungs-
fragen in Bezug auf die Stiftungserklärung konfrontiert. Ihre
Aufgabe liegt gerade darin, die Stiftung nach dem Stiftungs-
zweck zu administrieren. Der Stiftungsvorstand verfügt ohne-
hin über umfassende Einsicht in alle Unterlagen der Privatstif-
tung. Das Auskunftsrecht des Aufsichtsrats (diesem folgend
auch jenes des aufsichtsratsähnlichen Beirats) richtet sich nach
§ 25 Abs 1 PSG (mit Verweis auf § 95 Abs 2 und 3 AktG, welcher
die Berichtspflicht sowie das Auskunftsrecht und die Einsichts-
rechte in die Bücher und Schriften regelt).83 Auch für die Organe
der Stiftung ergibt sich daher kein offenkundiges Rechtsschutz-
defizit, welchem durch die rein objektive Auslegung der Stif-
tungserklärung Rechnung zu tragen wäre.

V. Fazit

Die rein objektive Auslegung von Stiftungserklärungen ana-
log zu den Auslegungsgrundsätzen für Gesellschaftsverträge

und Satzungen von Kapitalgesellschaften erscheint nicht
sachgerecht.

Die Unterscheidung in organisationsrechtliche und ver-
mögensrechtliche Teile der Stiftungserklärung ist wenig ziel-
führend, weil beinahe jede Regelung zugleich den Bereich des
Vermögensrechts und den Bereich der Organisation der Stif-
tung betrifft.

Für die Begründung der objektiven Auslegungsmaxime
für Satzungen und Gesellschaftsverträge (Beitrittsoffenheit,
Schutz von Dritten und Gläubigern) besteht im Bereich des
Stiftungsrechts wenig Raum.

All das spricht für die Auslegung der Stiftungserklärung
unter Bezugnahme auf den Stifterwillen. Hierfür muss keine
neue Auslegungsmethode erfunden werden; vielmehr kann
auf Altbewährtes zurückgegriffen werden: Auch nach der
Auslegung iSd §§ 914 ff ABGB ist auf den Wortlaut der Erklä-
rung gemessen an der Vertrauenstheorie abzustellen, sodass
nicht die Gefahr einer ausschließlich subjektiven Auslegung
der Stiftungserklärung besteht. Es besteht daher kein Grund,
den Willen des Stifters bei der Auslegung von Stiftungserklä-
rungen geradezu vollständig außer Acht zu lassen.

Oftmals trägt gerade der subjektive Wille des historischen
Gesetzgebers (im Bereich des Stiftungsrechts: jener des Stif-
ters) im Bereich der Auslegung zur Objektivierung der Aus-
legungsergebnisse bei; nicht zuletzt deshalb, weil er eine ver-
lässliche und unabänderliche Auslegungsgrundlage bildet,
welche nicht beliebig abgeändert werden kann. Gerade der
Umstand, dass es nur einen Willen, sei er auch historisch, gibt,
trägt unter Umständen zur gewünschten Vereinheitlichung
des Auslegungsergebnisses bei.

Ob die hier vertretene Ansicht auch für die Auslegung von
Satzungen und Gesellschaftsverträgen heranzuziehen ist,
kann dahingestellt bleiben. Der hier oftmals zitierte Aufsatz
von Jabornegg weist in diese Richtung. Auch die Diskussion
iZm der Auslegung von Syndikatsverträgen zeigt, dass das
Hinweggehen über den Willen der Vertragsparteien im
Bereich der Auslegung von Gesellschaftsverträgen Probleme
erzeugt, welche bislang ungelöst sind.83 N. Arnold, PSG4, § 25 Rz 8 ff.
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